Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 3337 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Oktober 1968 

III/l — 62010 — 5866/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über Bergmanns- 
prämien 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 328. Sitzung am 4. Oktober 1968 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/3337 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Bergmannsprämien 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Bergmannsprämien 

Das Gesetz über Bergmannsprämien vom 20. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 927) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 101) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 5 a wird gestrichen. 

2. § 7 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die in § 5 a Abs. 1 Satz 1 des Berg- 
mannsprämiengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Januar 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 101) bezeichneten Be- 
träge sind letztmals am 30. Juni 1968 für 
das Kalenderjahr 1967 zu zahlen." 


Artikel 2 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Bundesregierung hat bereits aus Anlaß der Ein- 
bringung des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Bergmannsprämien vom 22. De- 
zember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1347) die Wieder- 
einführung des vor dem Änderungs- und Ergän- 
zungsgesetz vom 19. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. 
I S. 983) geltenden Systems der Finanzierung der 
Bergmannsprämien angekündigt (s. amtliche Begrün- 
dung, BT-Drucksache 2014 der 5. Wahlperiode, Seite 
3). Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll diese 
Umstellung des Finanzierungssystems durchgeführt 
werden. 

Ursprünglich wurden die Bergmannsprämien im ge- 
samten Bergbau durch Abzug der benötigten Prä- 
mienbeträge vom Lohnsteueraufkommen in den 
Bergbauunternehmen finanziert. 

Mit Rücksicht auf das Urteil des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften vom 23. Februar 1961 
(Sammlung der Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofs Band VII Seite 1 ff), das die Anwendung 
dieses Finanzierungssystems für den dem Montan- 
unionvertrag unterliegenden Bergbau als mit diesem 
Vertrag nicht vereinbar erklärt hatte, wurden die 
Unternehmen dieser Bergbauzweige durch Gesetz 
vom 19. Dezember 1963 verpflichtet, die aus dem 
Lohnsteueraufkommen für Bergmannsprämien inner- 
halb eines Kalenderjahres entnommenen Beträge 
zuzüglich einer Pauschale (Lohnsteuer) von 10 v. H. 
bis spätestens zum 30. Juni des folgenden Jahres 
an die Finanzämter abzuführen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die Rück- 
zahlungsverpflichtung der Unternehmen aufgehoben 
und das ursprüngliche Finanzierungssystem einheit- 
lich für den gesamten Bergbau wieder eingeführt 
werden. Die Voraussetzungen hierfür sind mit dem 
Erlaß der Entscheidung der Hohen Behörde der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl Nr. 3/65 
vom 17. Februar 1965 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften vom 25. Februar 1965, Seite 480/65), 
der alle Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften zugestimmt haben, geschaffen worden. Das 
danach für die Rückumstellung erforderliche Verfah- 


ren bei der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften ist eingeleitet. 

Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Haushaltsmäßig wird sich das Gesetz durch Vermin- 
derung der Einnahmen an Lohnsteuer im Jahre 1969 
in Höhe von 86 Mio DM (davon Bund 32 Mio DM 
und die Länder 54 Mio DM) auswirken. Die Minder- 
einnahmen werden jedoch im Hinblick auf die Ent- 
wicklung im Bergbau rückläufig sein. Da die finan- 
ziellen Maßnahmen des Bundes, die durch die Ein- 
führung des § 5 a des Gesetzes ausgelöst worden 
sind, mit Streichung dieser Vorschrift ebenfalls weg- 
fallen, wird insgesamt eine effektive Mehrbelastung 
der Haushalte von Bund und Ländern nicht eintre- 
ten. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Nummer 1 

Durch die Streichung des § 5 a wird die Verpflich- 
tung der dem Montanunionvertrag unterliegenden 
Bergbauunternehmen zur Rückzahlung der für die 
Bergmannsprämien aus dem Lohnsteueraufkommen 
entnommenen Beträge aufgehoben und das ur- 
sprüngliche System der Finanzierung der Berg- 
mannsprämien durch Abzug vom Lohnsteuerauf- 
kommen in den Bergbauunternehmen wieder her- 
gestellt. 

Nummer 2 

Mit der Vorschrift wird der Anwendungszeitpunkt 
der Neuregelung festgelegt. Danach besteht keine 
Rückzahlungs Verpflichtung mehr für die Beträge an 
Bergmannsprämien, die für alle ab 1. 1. 1968 unter 
Tage verfahrene Schichten gewährt wurden. 

Zu Artikel 2 und Artikel 3 

Die Vorschriften regeln die Geltung des Gesetzes im 
Land Berlin und das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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